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die Landtagswahlen in Niedersachsen sind erfolgt und damit verbunden ist auch ein Wechsel
im Justizministerium. Das Justizministerium ist im Rahmen der Koalitionsverhandlungen von
den Grünen besetzt worden und wir haben eine neue Justizministerin. Mit den Wahlen in
Niedersachsen ist altersbedingt auch der Staatssekretär Dr. Oehlerking aus dem Amt ausge-
schieden, der über 10 Jahre als Staatssekretär im Justizministerium tätig war. Parteiübergrei-
fend ist er Anfang Februar verabschiedet und zu Recht von allen Seiten für seine ruhige, sach-
liche und sehr kompetente Arbeit gelobt worden. Auch die Kammern hatten in Herrn Dr. Oeh-
lerking einen immer offenen Gesprächspartner und haben sich deshalb für die Zusammenarbeit
der vergangenen Jahre bedankt.

Nachfolger von Herrn Dr. Oehlerking als Staatssekretär ist der im Kammerbezirk bekannte Prä-
sident des Landgerichtes Braunschweig, Herr Scheibel, geworden. Mit dieser Wahl haben wir
weiterhin einen kompetenten und auch durchaus offenen Ansprechpartner auf Staatssekretärs-
ebene im Justizministerium. Wir können auch davon ausgehen, dass sich die Haltung des Lan-
des Niedersachsens zur Erhöhung der Anwalts- und Gerichtsgebühren und zur Erhöhung der

Notargebühren nicht ändern wird. Das Land Niedersachsen wird dies wohl weiterhin unterstützen, zumal zwischenzeitlich
auch die SPD geführten Länder eine Erhöhung der Sätze als dringlich und auch begründet ansehen.

Die Bundestagswahlen werfen bereits ihre Schatten voraus und es ist deshalb davon auszugehen, dass in den nächsten Mona-
ten noch zahlreiche Gesetzesvorhaben verabschiedet werden u. a. auch vielleicht die Neuregelung der Beratungshilfe. Zu die-
sem Thema hat uns eine Stellungnahme des Kollegen Lau aus Hannoversch Münden erreicht, die wir in diesen Kammermit-
teilungen gern als seine Auffassung abdrucken. Die Kammermitteilungen sollen ja auch durchaus ein Diskussionsforum für die
Kolleginnen und Kollegen aus der Anwaltschaft sein und ich kann deshalb auch nur andere Kolleginnen und Kollegen er-
muntern, auch einmal einen Beitrag zu den Kammermitteilungen einzureichen, wenn Ihnen ein Thema besonders am Herzen
liegt.

Nicht nur die Bundestagswahlen werfen ihren Schatten voraus, sondern auch unsere Kammerversammlung und damit die Wah-
len zum Vorstand. Von den Vorstandsmitgliedern werden zwei nicht mehr zur Wiederwahl stehen. Dies sind zum einen Frau
Kollegin Boeke, die aufgrund ihrer Tätigkeit als Geschäftsführerin aus dem Vorstand ausscheiden musste und für die eine Er-
satzwahl stattfinden muss. Zum anderen ist dies der langjährige Vizepräsident unserer Kammer, Herr Dr. Gerd-Wilhelm
Schultze aus Einbeck, der nach 30jähriger ehrenamtlicher Tätigkeit aus dem Vorstand ausscheidet.
Herr Kollege Dr. Schultze war bereits Vorstandsmitglied in der Rechtsanwaltskammer Celle und setzte diese Tätigkeit dann
nahtlos in Braunschweig nach der Umgliederung des Landgerichtsbezirkes Göttingen fort. 

In den langen Jahren der Vorstands- und Präsidiumstätigkeit ist uns der Kollege und ich glaube, ich kann dies für alle Vor-
standsmitglieder sagen, ans Herz gewachsen. Wir bedauern deshalb sein Ausscheiden sehr. Wir verlieren damit nicht nur eine
jederzeit kompetente Stimme im Vorstand, ein jederzeit ehrenamtlich außerordentlich engagiertes Mitglied, sondern auch ei-
nen verlässlichen und im Umgang sehr angenehmen Kollegen. Ganz persönlich darf ich anmerken, der Kollege Dr. Schultze
wird mir fehlen.
Wir werden ihn auf der Kammerversammlung verabschieden und nicht nur wegen der anstehenden Wahlen, sondern auch
wegen der Verabschiedung des Kollegen Dr. Schultze würde ich mich deshalb freuen, wenn Sie zur Kammerversammlung
zahlreich erscheinen würden. 

Es ist auch ein weiterer Kollege zu ehren, der Kollege Mahlmann aus Braunschweig, der seit 50 Jahren zur Anwaltschaft zu-
gelassen und nach wie vor als Anwalt tätig ist. 

Ich freue mich deshalb auf Ihr Erscheinen zur Kammerversammlung und bleibe 

mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr
Michael Schlüter 
Präsident
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Aus der Arbeit des Vorstandes

Gegenseitige Hilfe in Musterverfahren angestrebt
Rechtsanwaltskammern könnten sich in überregional bedeutsamen Prozessen finanziell beistehen

Schatzmeisterkonferenz in Berlin mit RA Dr. Joachim Börner 

Einer neueren Tradition folgend trafen sich am
9.11.2012 die Schatzmeisterinnen und Schatzmeister
der Rechtsanwaltskammern zum Erfahrungsaustausch
in der Littenstraße. Der Berliner Schatzmeister,
Rechtsanwalt Dr. Joachim Börner, konnte die Vertre-
ter von 23 Kammern begrüßen.
Auf Anregung der RAK Koblenz befasste sich die Ta-
gung mit der Finanzierung von Musterverfahren, die
im Interesse der Anwaltschaft insbesondere gegen ex-
terne Anbieter geführt werden. Einen Schwerpunkt
bilden bei diesen Prozessen Verstöße gegen das
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG), beispielsweise
von Versicherungen oder Banken.
Das Problem: Jede Rechtsanwaltskammer ist berech-
tigt, Wettbewerbsverstöße zu verfolgen, die geeignet
sind, der Gesamtheit der Kammermitglieder in ihren
Interessen zu berühren. Gerichtliche Erfolge kommen
jedoch oftmals nicht nur der regionalen Anwaltschaft

im Bezirk der klagenden Rechtsanwaltskammer zugu-
te, sondern der gesamten bundesdeutschen Anwalt-
schaft.
Daher ist es unbefriedigend, wenn die jeweils klagen-
de Kammer mit dem Kostenrisiko alleine gelassen
wird. Hierdurch wird manchmal ein Prozess gescheut
und unlautere Wettbewerber nicht zur Verantwortung
gezogen. Es ist also im Interesse der Anwaltschaft, in
diesem Bereich mehr an einem Strang zu ziehen. Dies
könnte man erreichen, indem sich mehrere Rechtsan-
waltskammern in geeigneten Musterverfahren an den
Kostenrisiken finanziell beteiligen.
Der fachliche Austausch zu diesen und weiteren The-
men wurde allgemein als anregend und zielführend
angesehen. Auf Anregung von Dr. Börner wird die
nächste Schatzmeisterkonferenz im November 2013
erneut in Berlin stattfinden.

Gruppenbild mit Damen: Vordere Reihe sitzend (v.Ln.r.): Friedrich (Bremen), Boeke (Braunschweig, GFin), Friebertshäuser-Kauermann (Hamm),
Barsch (Brandenburg). Hintere Reihe (v.Ln.r.): Möhler (Thüringen), Mattusek (Mecklenburg- Vorpommern), Bohlig (Kassel), Dr. Linde (Berlin, GF),
Holle (Hamburg), Mätz (Karlsruhe, GF), Börsch (Köln), Kutscher (Sachsen-Anhalt), verdeckt: Dr. Griem (Frankfurt), Jenckel (Düsseldorf), Dr. Munz
(Sachsen), Dr. Völker (Tübingen), Dr. Uhl (Nürnberg), Dr. Börner (Berlin), Koch (Schleswig-Holstein), Wiebelt (Zweibrücken), Dr. Dhonau (Koblenz),
Dr. Westphal (Celle), Jakobs (Saarland), verdeckt: Wietz (Saarland, GF), Lausch (Oldenburg)
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Berufsfragen

Geldwäsche
Anordnung der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
nach § 9 Abs. 5 Satz 2 GwG

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig hat  auf seiner Sitzung vom  12.12.2012 auf-
grund der Befugnis gemäß § 9 Abs. 5 Satz 2 GwG fol-
gende Regelung zu den internen Sicherungsmaßnah-
men ( § 9 Abs. 1 und 2 Nr. 2 bis 4 GwG) getroffen:
Auf Rechtsanwälte und verkammerte Rechtsbeistän-
de, die in eigener Praxis tätig sind und die die in § 2
Abs. 1 Nr. 7 GwG genannten Geschäfte regelmäßig
ausführen, finden die Pflichten, interne Sicherungs-
maßnahmen, wie
− die Entwicklung und Aktualisierung angemessener

geschäfts- und kundenbezogener Sicherungssyste-
me und Kontrollen zur Verhinderung der Geldwä-
sche und der Terrorismusfinanzierung und

− Verfahren und Informationen zur Unterrichtung der
Beschäftigten über Typologien und aktuellen Me-
thoden der Geldwäsche und der Terrorismusfinan-
zierung und die zur Verhinderung von Geldwäsche
und Terrorismusfinanzierung stehenden Pflichten
durch geeignete Maßnahmen, sowie

− geeignete risikoorientierte Maßnahmen zur Prüfung
der Zuverlässigkeit der Beschäftigen

vorzusehen (§ 9 Abs. 1 und 2 GwG), keine Anwen-
dung, wenn in der eigenen Praxis nicht mehr als ins-
gesamt zehn Berufsangehörige oder Berufsträger so-

zietätsfähiger Berufe gem. § 59 a BRAO tätig sind.

Entsprechendes  gilt für Rechtsanwälte und verkam-
merte Rechtsbeistände, die ihren Beruf gem. § 59 a
BRAO in Gesellschaften bürgerlichen Rechts (Sozie-
täten) gemeinsam ausüben oder die in einer Partner-
schaftsgesellschaft oder in Rechtsanwaltsgesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung und Kapitalgesellschaf-
ten tätig sind. Gleiches gilt für Rechtsanwälte und ver-
kammerte Rechtsbeistände im Falle einer Kundma-
chung einer Sozietät, auch wenn die Voraussetzungen
nach § 59 a BRAO nicht vorliegen und im Falle einer
Kundmachung einer Partnerschaftsgesellschaft, auch
wenn die Voraussetzungen nach § 1 PartGG nicht vor-
liegen (Scheinsozietät oder Scheinpartnerschaft).

Diese Anordnung wird durch Veröffentlichung in der
Kammermitteilung bekannt gemacht und wird zwei
Wochen nach Bekanntmachung wirksam (§ 41 Abs. 3
S. 2 und Abs. 4 Satz 3 VwVfG).

Die vorstehende Anordnung wird hiermit ausgefertigt
und verkündet.

Braunschweig, den 12.12.2012

Schlüter
-Präsident-
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Nachweis der Fortbildungsverpflichtung
gem. § 15 FAO

Die diesjährige Überprüfung der Fortbildungspflicht für
Fachanwälte gem. § 15 FAO gibt Anlass noch einmal auf
die gesetzlichen Voraussetzungen hinzuweisen.
Gem. § 15 FAO muss, wer eine Fachanwaltsbezeichnung
führt, kalenderjährlich auf diesem Gebiet wissenschaft-
lich publizieren oder an anwaltlichen Fortbildungsveran-
staltungen hörend oder dozierend teilnehmen. Die Ge-
samtdauer der Fortbildung darf je Fachgebiet 10 Zeit-
stunden nicht unterschreiten.
Die Erfüllung der Fortbildungsverpflichtung ist der
Rechtsanwaltskammer unaufgefordert nachzuweisen.  
Für das Jahr 2012 mussten wir in 364 Fällen die Kolle-
gen an die Vorlage ihrer Fortbildungsnachweise erin-
nern. Da das für die Geschäftsstelle der Kammer einen
erheblichen Verwaltungsaufwand mit sich bringt, bitte
ich Sie nochmals herzlich, künftig die Fortbildungsnach-
weise unaufgefordert bis zum Jahresende vorzulegen.
Wenn die Fortbildungsverpflichtung durch wissenschaft-
liche Publikationen erbracht werden soll, so sind daran
bestimmte Anforderungen geknüpft.  Nicht jede Veröf-
fentlichung eignet sich als Nachweis der Fortbildung.
Die Publikationen, die als Fortbildungsnachweis aner-
kannt werden sollen, müssen wissenschaftlichen Krite-
rien genügen. Wissenschaftlich ist danach alles, was
nach Inhalt und Form als ernsthafter planmäßiger Ver-
such zur Ermittlung der Wahrheit anzusehen ist, wobei
dazu auch die Weitergabe des Ermittelten in Form der
Lehre gehört, da der Begriff der Wissenschaft den Ober-
begriff für die Begriffe Forschung und Lehre  bildet (vgl.
Vossebürger in Feuerich/Weyland, BRAO. § 15 FAO,
Rn. 3a). Es muss sich daher mindestens um Aufsätze in
Fachzeitschriften, Monografien oder Vergleichbarem
handeln. Auch Beiträge zu obergerichtlichen und höch-
strichterlichen Entscheidungen in einer Berater-Zeit-
schrift genügen nach der Rechtsprechung diesen Anfor-
derungen. Nicht geeignet sind Beträge, die an juristische
Laien gerichtet sind, Leserbriefe, Urteils-  und Buchbe-
sprechungen oder ähnliches in der allgemeinen Tages-
zeitung oder Mandantenrundschreiben, die allgemeine
Ratschläge enthalten (siehe Offermann-Burckhart, Fach-
anwalt werden und bleiben, Rn. 515 ff).
Wir bitten darum, im Falle des Nachweises der Fortbil-
dung durch Publikationen diese vorzulegen und mitzu-
teilen, wann sie veröffentlicht worden sind. Anzuerken-
nen ist die Publikation nur in dem Jahr ihrer Veröffentli-
chung. Außerdem sollte mitgeteilt werden, wieviel Zeit
der Verfasser zum Erarbeiten des wissenschaftlichen

Beitrages aufgewendet hat. 
Bei dem Nachweis der Fortbildungsverpflichtung durch
Dozententätigkeit muss es sich um eine solche handeln,
die dem fachlichen Niveau einer anwaltlichen Fortbil-
dung genügt. Es muss sich um eine Veranstaltung han-
deln, die nicht nur Basiswissen erneut vermittelt bzw.
wiederholt, sondern dem Ausbau, der Vertiefung und der
Aktualisierung bereits vorhandener Kenntnisse dient
(siehe Offermann-Burckart, a.a.O., Rn. 518).
Nicht ausreichend sind beispielsweise Kurse an der
Volkshochschule oder Vorträge vor Mandanten. Auch die
Vermittlung von Basiswissen im Rahmen von Lehrauf-
trägen an der Fachhochschule genügt diesen Anforde-
rungen nicht. Auch die Tätigkeit im Vorprüfungsaus-
schuss oder als Prüfer bei der juristischen Staatsprüfung
kann nicht als Pflichtfortbildung gem. § 15 FAO aner-
kannt werden. 
Nicht anerkannt werden können auch bürointerne Fort-
bildungen unter Sozien oder in Bürogemeinschaft ver-
bundenen Kollegen, wegen fehlender Nachweisbarkeit. 
Die Nachweise sind durch Vorlage von Teilnahmebe-
scheinigungen zu erbringen, die so aussagekräftig sind,
dass sie den Kammervorstand in die Lage versetzten,
ohne Einholung weiterer Informationen festzustellen, ob
der vorlegende Fachanwalt seiner Fortbildungsverpflich-
tung genügt hat (vgl. Vossebürger in BRAO, § 15 FAO
Rn. 6).  Die Vorlage eines auf eine Veranstaltung, die als
Fortbildungsveranstaltung anerkannt werden soll, hin-
weisenden Informationsblattes, genügt zum Nachweis
der Teilnahme nicht, auch dann nicht, wenn anwaltlich
versichert wird, dass der Anwalt daran teilgenommen hat
(BGH BRAK-Mitt. 2001, 188). 
Die Fortbildungsveranstaltung muss einen fachlichen
Bezug zu dem jeweiligen Rechtsgebiet haben, so dass
allgemeine Seminare z.B. zum RVG oder zur Zwangs-
vollstreckung grundsätzlich nicht anerkannt werden kön-
nen, es sei denn, es gibt einen ausdrücklichen Bezug zu
dem Fachgebiet. 
Anerkannt werden aber auch notarielle Fortbildungsver-
anstaltungen, wenn sie das jeweilige Fachgebiet behan-
deln.
Mit der Teilnahme an fachgebietsübergreifenden Fortbil-
dungsveranstaltungen kann die Fortbildungsverpflich-
tung für mehrere Fachgebiete anerkannt werden. Aller-
dings können solche Fortbildungsstunden immer nur je-
weils für einen der geeigneten Fachanwaltstitel zum
Nachweis verwendet werden. Je Fachgebiet sind kalen-
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derjährlich 10 Fortbildungsstunden nachzuweisen, was
für die Kollegen, die über 2 Fachanwaltstitel verfügen,
die Nachweispflicht für 20 Stunden und für diejenigen,
die 3 Fachanwaltstitel führen, für 30 Fortbildungsstun-
den pro Jahr mit sich bringt. 
Die 10 geforderten Mindestfortbildungsstunden sind
auch im jeweiligen Kalenderjahr zu erbringen. Es ist we-
der möglich, die abgeleisteten Fortbildungsstunden, die
über die geforderten Mindeststunden hinausgehen, in das
nächste Jahr zu übertragen, noch, nicht geleistete Stun-
den im nächsten Jahr nachzuholen.  

Nur für den seltenen Ausnahmefall, dass die Fortbildung
aus nicht zu vertretenen Gründen, wie z. B. Krankheit
oder Ausfall einer gebuchten Fortbildung kurz vor Jah-
resende, im laufenden Jahr nicht mehr abgeleistet wer-
den kann, kann der Vorstand auf Antrag genehmigen, die
fehlenden Fortbildungsstunden in der Regel im ersten
Quartal des Folgejahres nachzuholen. Die Verhinderung
ist in diesem Fall glaubhaft zu machen.
Wir bitten Sie, diese Grundsätze zukünftig zu beachten. 
Rechtsanwältin Petra Boeke
Geschäftsführerin

Rechtsanwalt Heinrich Lau, Hann.Münden:
„Abschaffung der nachträglichen Antragstellung bei Bera-
tungshilfe“ (§ 6 Abs. 2 u. 3 BerHG-E)
Der einschlägige Gesetzentwurf sieht eine Abschaffung
der „nachträglichen Antragstellung“ also der Antragstel-
lung durch den beauftragten Rechtsanwalt, vor; „üblich“
ist diese nachträgliche Antragstellung schon seit Einfüh-
rung des Beratungshilfegesetzes BerHG voll und ganz;
der beauftragte Rechtsanwalt reicht hier Beratungshilfe-
antrag, Einkommensnachweise der Antragsteller und ei-
nen Tätigkeitsnachweis (Doppel seines Schreibens, wo-
für Beratungshilfe beantragt wird) heim Amtsgericht ein,
ebenso einen Vergütungsfestsetzungsantrag.
Dies ist sowohl für die Mandantin/den Mandanten als
auch für die Rechtsanwältin/den Rechtsanwalt wesent-
lich einfacher: Der Mandant muss nicht zuerst zum Ge-
richt, und dort Angaben zum Einkommen und Vermögen
und zum Anlass des Antrages zu machen; der Anwalt
muss auch keine „Mandanten erst zum Gericht schi-
cken“. Wesentlich ist hier, dass Beratungshilfetätigkeiten
heute ganz überwiegend nicht mehr in den Arbeitsbe-
reich des zivilrechtlich orientierten .Rechtspflegers fal-
len: Mietrecht und Familienrecht kommen weit seltener
vor als früher, was auch daran liegen mag, dass Mieter-
vereine und Frauen- und Familienhilfsorganisationen in-
tensive Beratungsarbeit leisten und Mitglieder dieser Or-
ganisationen sich auch zunächst einmal dorthin wenden
müssen. Der beratungshilferechtliche Aufgabenschwer-
punkt liegt inzwischen ganz klar im Sozialrecht; hier
geht es um Auseinandersetzungen zwischen SGB
II/SGB XII-Leistungsempfängern und den zuständigen
Behörden. Klar durchzusetzen ist hier, dass für einen
Widerspruch gegen einen SGB-Leistungsbescheid
grundsätzlich Beratungshilfe zu gewähren ist, da den
Leistungsempfängern nicht zugemutet werden kann,
selbst Widerspruch einzulegen, zum al SGB-Leistungs-
bescheide sehr umfangreich und für die Betroffenen

auch oft sehr unüber-sichtlich und schwer verständlich
sind. Das Gleiche gilt auch für die starker zunehmenden
Schreiben der SGB-Leistungsträger an Leistungsemp-
fänger, worin diese, im Zusammenhang mit der Stellung
eines neuen Antrages, „um Stellungnahme gebeten wer-
den“; die rechtlichen Hintergründe dieser Anfrage sind
den betroffenen Leistungsempfängern meistens gleich-
falls unklar, sie werden den Rechtspfleger hierüber auch
nicht informieren können.
Wenn ein SGB-Leistungsempfänger beim Rechtspfleger
mit einem vor länger als einem Monat zugegangenen Be-
scheid vorspricht, wird der Rechtspfleger. im Hinblick
auf den Ablauf der Widerspruchsfrist, regelmäßig erklä-
ren, dass eine Rechtsverfolgung keine Aussicht auf Er-
folg habe, er wird nicht auf die in § 44 SGB X geregelte
Möglichkeit eines „Wiederaufgreifen des Verfahrens/Er-
lass eines Zweitbescheides“ verweisen. Der im Sozial-
recht spezialisierte Rechtsanwalt wird seinen Mandanten
auch jeweils befragen, oh es noch andere aktuelle SGB-
Bescheide für den Mandanten und seine Familie gibt, er
wird auch die konkreten Gründe ermitteln, aufgrund de-
ren ein Widerspruch/ein Wiederaufgreifsantrag sinnvoll
sein wird. Bei Asylbewerberleistungen wird er prüfen,
ob die Voraussetzungen hierfür im Einzelfall gegeben
sind oder ob ein SGB-Leistungsanspruch besteht. 
Auskunft zu all diesen für den im Sozialrecht tätigen
Rechtsanwalt einfachen, für den Rechtspfleger meist un-
zugänglichen Fragen werden die Betroffenen dein
Rechtspfleger meist nicht geben können.
Der Rechtsanwalt wird also dem Rechtspfleger einen im
Detail geklärten und auf Erfolgsaussichten geprüften
Sachverhalt mitteilen und seine Tätigkeit belegen. Dies
ist für alle Beteiligten, wie gesagt, weit einfacher.
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Rechtsprechung

BGH: Zulassungswiderruf

Der Bundesgerichtshof hatte in einer  Entscheidung
vom 05.09.2012 über  den Antrag eines Kollegen auf
Zulassung  der Berufung  gegen einen vom AGH
Hamm bestätigten   Zulassungswiderruf  wegen Ver-
mögensverfalls zu entscheiden. 
Gem. § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO ist der Kammervor-
stand verpflichtet, die Zulassung des Kollegen zu
widerrufen. Nur in besonderen Ausnahmefällen kann
hiervon abgesehen werden. Solche Ausnahmefälle
können nach ständiger Rechtsprechung dann vorlie-
gen, wenn der gefährdete Kollege in eine Sozietät der-
art  eingebunden ist, dass  eine Gefährdung  der Ver-
mögensinteressen der Mandanten nicht zu befürchten
ist. 
In der neuen Entscheidung hat der BGH zu diesem
Ausnahmefall folgendes ausgeführt:
„b) Nach der gesetzlichen Wertung des § 14 Abs. 2 Nr.
7 BRAO indiziert der Vermögensverfall die Gefähr-
dung der Interessen der Rechtsuchenden. Allerdings
kann in seltenen Ausnahmefällen eine Gesamtwürdi-
gung der Person des Rechtsanwalts, der Umstände des
Insolvenzverfahrens und der Beschränkungen, denen
er sich arbeitsvertraglich unterworfen hat, die Annah-
me des Ausschlusses einer solchen Gefährdung recht-
fertigen, wobei hierfür die Feststellungslast den
Rechtsanwalt trifft. Dieser muss die zum Schutz der

Interessen der Rechtsuchenden in seiner Lage erfor-
derlichen Vorkehrungen treffen; auch muss vertrags-
rechtlich und tatsächlich sichergestellt sein, dass diese
eingehalten werden. Dies setzt regelmäßig die Aufga-
be einer Tätigkeit als Einzelanwalt und den Abschluss
eines Anstellungsvertrags mit einer Anwaltssozietät
voraus, der nach der Organisation der Sozietät, dem
Umfang der Tätigkeitsverpflichtung des Rechtsan-
walts gegenüber der Sozietät und den getroffenen
Maßnahmen einen effektiven Schutz der Interessen
der Rechtsuchenden erwarten lässt (st. Rspr., vgl. nur
Senatsbeschlüsse vom 22. Juni 2011 - AnwZ (Brfg)
12/11, juris Rn. 3 und 4. April 2012, aaO Rn. 6). Hier-
bei hat der Senat besonderen Wert auf die Überprü-
fung der Einhaltung der Beschränkungen durch die
Sozietätsmitglieder gelegt. Wesentlich ist, dass effek-
tive Kontrollmöglichkeiten bestehen, wobei es letzt-
lich immer einer ausreichend engen tatsächlichen
Überwachung bedarf, die gewährleistet, dass der
Rechtsanwalt nicht bzw. nicht unkontrolliert mit
Mandantengeldern in Berührung kommt (vgl. nur Se-
natsbeschluss vom 22. Juni 2011, aaO m.w.N.)“

BGH, Beschluss vom 05.09.2012 – AnwZ  (Brfg)
26/12, zitert nach juris 

BGH: Keine Kennzeichnungspflicht von
Zweigstellen auf Briefbögen
Rechtsanwälte sind weder gemäß § 10 Abs. 1
BORA noch nach § 5a Abs. 2 UWG verpflichtet,
auf den für ihre anwaltliche Tätigkeit verwendeten
Briefbögen sämtliche Standorte ihrer Niederlas-
sung zu nennen oder durch Verwendung der Be-
griffe "Kanzlei" und "Zweigstelle" kenntlich zu
machen, wo sie ihre Kanzlei im Sinne des § 27 Abs.
1 BRAO eingerichtet haben. Ferner ist ein Rechts-
anwalt nicht verpflichtet, auf dem Briefbogen für
die Zweigstelle den Standort der (Haupt-)Kanzlei
im Sinne des § 27 Abs. 1 BRAO anzugeben. 
Für die Praxis bedeutet dies eine nicht unerhebliche
Vereinfachung, da nach dieser Entscheidung für die

Zweigstelle ein unabhängiger Briefbogen verwendet
werden kann, auf dem kein Hinweis auf die (Haupt-
)Kanzlei enthalten sein muss. Auch bei Zusammen-
schlüssen mehrerer Rechtsanwälte genügt die Angabe
einer Kanzleianschrift auch dann, wenn die (Außen-
)Sozien daneben weitere, nicht gemeinsame Kanzleien
unterhalten. Ausdrücklich klargestellt hat der BGH,
dass § 10 Abs. 1 BORA nur die Nennung einer Kanz-
leianschrift verlangt, nicht hingegen die Angabe, wo
der Rechtsanwalt seine Kanzlei im Sinne des § 27 Abs.
1 BRAO eingerichtet hat.

BGH, Urt. v. 16.5.2012 - I ZR 74/11
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BGH: Erstattungsfähigkeit der Kosten bei Anwaltswechsel

Der BGH hat mit Beschluss vom 12.09.2012 in einem
Kostenfestsetzungsverfahren entschieden, dass die
Mehrkosten für einen zweiten Rechtsanwalt im Rah-
men des § 91 Abs. 2 S. 2 ZPO erstattungsfähig seien,
wenn der erste Prozessbevollmächtigte seine Zulas-

sung zur Anwaltschaft aus achtenswerten Gründen zu-
rück gegeben habe und dies bei Übernahme des Man-
dats noch nicht absehbar gewesen sei. 

BGH Beschluss vom 12.05.2012- IV ZB 3/12

AG Riesa: Beratungshilfe im Strafverfahren;
Anspruch auf Erstattung der Fotokopiekosten
Das Amtsgericht Riesa hat am 27.06.des vergangenen
Jahres eine beachtenswerte  Entscheidung zu dem lei-
digen Thema Festsetzung der Kopierkosten bei der
Beratungshilfe in Strafsachen getroffen.  In dem  Be-
schluss  heißt des auszugsweise: 

„Der Anspruch auf Festsetzung der Kopierkosten er-
folgt aus § 1 RVG in Verbindung mit Nr. 7000 VV
RVG. Gemäß Nr. 7000 Nr.la VV RVG sind Kosten für
Ablichtungen aus Behörden- und Gerichtsakten zu er-
setzen, soweit deren Herstellung zur sachgerechten
Bearbeitung der Rechtssache geboten war. Dass unter
dem Gesichtspunkt der Rechtswahrnehmungsgleich-
heit von Bemittelten und Unbemittelten auch bei der
Beratungshilfe grundsätzlich Kopierkosten zu ersetzen
sind ergibt sich daraus, dass Bemittelte und Unbe-
mittelte auch bei der Beratungshilfe grundsätzlich
gleich zu behandeln sind (vgl. Bundesverfassungsge-
richt, Beschluss vom 14.0ktober 2008, AZ. 1 BvIZ
2310/06- juris, Bundesverfassungsgericht, Beschluss
vom 11.05.2009, AZ. 1 13vR 1517/09-juris.). Ein
Rechtsanwalt, der seinen Mandanten berät um die Re-
aktion in einem Strafverfahren zu be-sprechen, benö-
tigt dazu Ablichtungen aus der Ermittlungsakte. Zwar
bestünde auch die Möglichkeit, dass der Rechtsanwalt
seinen Mandanten zu dem Zeitpunkt in sein Büro be-
stellt, zu dem die Akte sich bei ihm befindet. Dies wür-
de jedoch dazu führen, dass die Aktenführende Stelle
durch die Setzung der Akteneinsichtsfrist über die
Möglichkeit einer sachgerechten Beratung entschei-
den würde. Das daraus eine Schlechterstellung des un-
bemittelten Rechtssuchenden entsteht, ergibt sich dar-
aus, dass der Rechtsanwalt gegenüber dem Mandanten
Ladungen nicht zwangsweise durchsetzen kann und
die aktenführende Stelle in der Regel keine Kenntnis
von den terminlichen Verpflichtungen des Mandanten
hat, und auf die Kenntnis dieser in diesem Verfahrens-
abschnitt auch kein Anspruch besteht. Verdeutlicht

wird dieses Dilemma, an folgendem Beispiel: Würde
die aktenführende Stelle dem Rechtsanwalt Aktenein-
sicht von drei Tagen gewähren, befände sich der Man-
dant jedoch im Urlaub, im Krankenhaus oder wäre er
aus anderen Gründen nicht erreichbar, wäre eine spä-
tere Beratung nur noch auf Grund von Notizen mög-
lich (vgl. AG Halle, Beschluss vom 08.02.2010 AZ.
103 II 3103/09-juris.).

Weiterhin ist nicht auszuschließen, dass auf Grund der
Mandantenbesprechung, der Akteninhalt noch einmal
unter einen erneuten Blickwinkel betrachtet werden
muss. Auch daraus ergibt sich die Notwendigkeit, dass
dem Rechtsanwalt Kopien der Akte zur Verfügung ste-
hen müssen (vgl. AG Kassel, Beschluss vom
11.11.1987 AZ. 3 AR 138/1987-juris.).

Ein weiterer Grund für das Erfordernis der Aktenkopie
ist, dass der Rechtsanwalt gemäß § 50 Abs.1 BRAO
durch Handakten ein geordnetes Bild über die von ihm
entfaltete Tätigkeit geben können muss.

Letztlich darf auch nicht verkannt werden, dass der
Rechtsanwalt gemäß § 1 BRAO ein unabhängiges Or-
gan der Rechtspflege ist, und es aus diesem Grund
nicht Sache der aktenführenden Stelle sein darf, dem
Rechtsanwalt durch Bemessung der Akteneinsichts-
frist die Terminierung der rechtsanwaltlichen Geschäf-
te zu determinieren (vgl. AG Halle, Beschluss vom
08.02.2010 AZ. 103 II 3103/09-juris.).

In der Beratung in einem Strafverfahren ist es auch
grundsätzlich erforderlich, dass die gesamte Verfah-
rensakte kopiert wird. Dies ergibt sich aus den oben
stehenden Erwägungen, insbesondere daraus, dass
nach der Mandantenbesprechung noch Fragen beste-
hen bzw. neu auftauchen können. Dem Rechtsanwalt
steht eine Einschätzungsprärogative zu, ob auf einzel-
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§ 103 StPO 
Durchsuchung einer Rechtsanwaltskanzlei zum Zweck
des Auffindens eines gefälschten Personaldokuments 
Beschluss des LG Braunschweig vom 11.9.2012 - 9 Qs 136/12 - 
Sachverhalt: 
Gegen die Beschuldigte wird bei der StA ein Ermitt-
lungsverfahren wegen des Verdachts der Urkundenfäl-
schung geführt, nachdem bei der Ausländerstelle des
Landkreises am 2.4.2012 ein Schreiben der Rechtsan-
wältin ... einging, in dem sie mitteilen ließ, dass ihre
Mandantin nunmehr nicht mehr …. geboren ….‚ son-
dern …. geboren ... heißen würde. Beigefügt waren
Kopien eines türkischen Ausweises, eines türkischen
Reisepasses und die Kopie eines bulgarischen Reise-
passes.
Eine Überprüfung ergab den Verdacht, dass das bulga-
rische Identitätspapier gefälscht sein könnte. Auf An-
trag der StA ordnete das AG am 6.5. 2012 eine Durch-
suchung der Geschäftsräume der Betroffenen, Frau
Rechtsanwältin ... an, da zu vermuten sei, dass die
Durchsuchung zur Auffindung von Beweismitteln,
nämlich des bulgarischen Reisepasses Nr. …. führen
wird. Dass die gesuchten Beweismittel bei der Betei-
ligten gefunden werden könnten, ergebe sich daraus,
dass die Betroffene eine Kopie des oben genannten
Reisepasses der Ausländerstelle des Landkreises über-
sandt habe. Daneben wurde auch eine Durchsuchung
der Wohnung der Beschuldigten angeordnet. Die
Durchsuchungen wurden am 15.5. 2012 zeitgleich bei
der Beschuldigten und in den Kanzleiräurnen der Be-
troffenen durchgeführt. Die Beschuldigte gab darauf-
hin die gesuchten bulgarischen Personaldokumente
freiwillig heraus. Dementsprechend wurde der bulga-
rische Reisepass bei der betroffenen Rechtsanwältin
nicht aufgefunden.
Mit Schreiben vom 21.5.2012 legte Rechtsanwalt ...
als Vertreter der betroffenen Rechtsanwältin Be-
schwerde gegen den zwischenzeitlich vollzogenen
Durchsuchungsbeschluss ein und beantragte festzu-
stellen, dass die Durchsuchungsanordnung rechtswid-
rig war.

Die Beschwerde wurde damit begründet, dass die An-
ordnungsvoraussetzungen des § 103 StPO vorliegend
nicht erfüllt seien und damit die Durchsuchungsanord-
nung materiell rechtswidrig sei. Zusätzlich sei die
Durchsuchungsanordnung auch unverhältnismäßig.
Die Beschuldigte habe sich freiwillig selbst angezeigt.
Zum Nachweis der Straftat sei das Auffinden des ge-
suchten Passes nicht erforderlich gewesen. Die stren-
gen erfassungsrechtlichen Anforderungen an Durchsu-
chungsanordnungen bei Angehörigen sensibler Be-
rufsgruppen wie Rechtsanwälten seien nicht gewahrt
worden.
Das AG hat der Beschwerde nicht abgeholfen und die
Sache dem LG zur Entscheidung vorgelegt.
Die StA hat ebenfalls beantragt, der Beschwerde nicht
abzuhelfen.
Aus den Gründen:
Die Beschwerde der betroffenen Rechtsanwältin ist
zulässig gern. § 304, 305 Satz 2 StPO und hat auch in
der Sache Erfolg.
Nach Beendigung der Durchsuchung kann mit der Be-
schwerde die Feststellung ihrer Rechtswidrigkeit be-
antragt werden (vgl. Meyer-Goßner, StPO, § 105 Rn.
15). 
Die Durchsuchungsanordnung des AG entspricht nicht
den gesetzlichen Anforderungen des § 103 StPO und
ist darüber hinaus unverhältnismäßig.
Eine Durchsuchungsanordnung auf der Grundlage von
§ 103 StPO setzt voraus, dass die Durchsuchung der
Beschlagnahme bestimmter Gegenstände dient und ist
nur dann zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, aus de-
nen zu schließen ist, dass die gesuchte Sache sich in
den zu durchsuchenden Räumen befindet. Aufgrund
bestimmter bewiesener Tatsachen, nicht nur, wie im
Fall des § 102 StPO, aufgrund kriminalistischer Erfah-
rung, muss die Annahme gerechtfertigt sein, dass die
Durchsuchung zur Auffindung des bestimmten Be-

ne Blätter der Akte ausnahmsweise verzichtet werden
kann (vgl. AG Kassel, Beschluss vom 11.11.1987 AZ.
3 AR 138/1987-juris.). Zudem ist zu berücksichtigen,
dass in die Akte regelmäßig nur relevante Tatsachen

aufzunehmen sind.“

AG Riesa vom 27.06.2012 - 2 UR II 885/10-, zitiert
nach juris
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weismittels führen werde (vgl. BGH NStZ 00, 154; 02,
215). Allein aus der Tatsache, dass die betroffene
Rechtsanwältin eine Kopie des gesuchten Passes an
die Ausländerstelle des Landkreises gesandt hat, ließ
sich nicht mit der erforderlichen Sicherheit schließen,
dass sich der Originalpass weiterhin in den Kanzlei-
räumen befand. Dies widerspricht schon der allgemei-
nen Lebenserfahrung, erst recht gibt es diesbezüglich
aber keine bestimmten bewiesenen Tatsachen. Es dürf-
te insoweit der gängigen Praxis entsprechen, dass sich
in den Kanzleiräumen lediglich Kopien für die Akte
befinden, das Original jedoch von der Mandantin wie-
der an sich genommen wird.
Die Durchsuchungsanordnung ist darüber hinaus un-
verhältnismäßig, da sie nicht erforderlich war. Eine
Durchsuchung nach § 103 StPO stellt erhöhte Anfor-

derungen an die Prüfung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes (vgl. BVerfG, NJW 07, 1804). Dieser
wird in der Regel erfordern, dass der Betroffene zu-
nächst zur freiwilligen Herausgabe des Beweisgegen-
standes aufgefordert wird (vgL BVerfG, wistra 08,
463). Eine Aufforderung zur freiwilligen Herausgabe
ist hier nicht erfolgt.
Vorliegend hätte es ausgereicht, zunächst allein bei der
Beschuldigten nach dem gesuchten Dokument zu
durchsuchen und im Falle des Nichtauffindens ggf. im
Anschluss die betroffene Rechtsanwältin zur Heraus-
gabe des Dokumentes aufzufordern.
Die Durchsuchungsanordnung bei der betroffenen
Rechtsanwältin war mithin rechtswidrig mit der Folge,
dass der Feststellungsantrag begründet ist. 
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Aktuelles

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

hiermit lade ich ein zur Kammerversammlung am

Mittwoch, den 10. April 2012
um 15.00 Uhr in Braunschweig

IHK Kongresssaal (Eingang über die Freitreppe am Altstadtmarkt)
Brabandtstr. 11 in 38100 Braunschweig

Ich bitte  Sie um zahlreiches Erscheinen.
Für die Kolleginnen und Kollegen, die mit dem PKW anreisen, besteht die Möglichkeit, den Wagen im Parkhaus Eiermarkt und im
Karstadt-Parkhaus abzustellen.
Ich wünsche allen eine gute Anreise.

Die Tagesordnung lautet wie folgt:

1. Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten
2. Jahresbericht des Präsidenten für das Kalenderjahr 2012
3. Aussprache zum Jahresbericht
4. Kassenbericht 2012
5. Bericht der Kassenprüfer 
6. Wahl der Kassenprüfer und ihrer Stellvertreter für das Geschäftsjahr 2013
7. Aussprache zum Kassenbericht
8. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes ( § 89 Abs. II Nr. 6 BRAO )
9. Beschlussfassung über den Haushalt 2014 und Festsetzung der Beträge 2014 nach

Höhe und Fälligkeit ( § 89 Abs. II Nr. 2 BRAO )
10. Beschlussfassung über die zu ändernde Entschädigungsregelung der Rechtsanwaltskammer für den

Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig für die Mitglieder des Anwaltsgerichts (§ 89 Abs. 2 Nr. 5 BRAO)
11. Beschlussfassung über die Gebührensatzung für die Bearbeitung der Anträge auf Feststellung

der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen (§ 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO)
12. Neuwahl für die aus dem Kammervorstand wegen Ablaufens der Amtszeit ausscheidenden

Rechtsanwältin/Rechtsanwälte Dr. Schultze, Vollmer, Gassel, Dr. Moos-Wittmund, Nolte, Mügge, Svetlik und
Dr. Thiele. Wiederwahl ist zulässig gemäß § 68 BRAO. Rechtsanwalt Dr. Schultze  steht aus Altersgründen
für eine Wiederwahl nicht mehr zur Verfügung.

13. Ersatzwahl für die aus dem Kammervorstand ausgeschiedene Rechtsanwältin Boeke, die in die
Geschäftsführung gewechselt ist. Die Wahl erfolgt für die restliche Amtszeit von 2 Jahren.

14. Verschiedenes

Erläuterungen:
zu TOP 4:
Auf den anliegenden Kassenbericht des Schatzmeisters wird hingewiesen.
zu TOP 9:
Auf den anliegenden Haushaltvoranschlag 2014 wird hingewiesen.
Der Vorstand schlägt der Versammlung vor, den Kammerbeitrag für 2014 auf 330,- Euro festzusetzen. Er ist fällig am
01.04.2014.
Zu TOP 10:
Auf den Entwurf der geänderten Entschädigungsregelung für die Mitglieder des Anwaltsgerichts wird verwiesen.
Zu TOP 11:
Entwurf der Gebührensatzung für die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen

Ihr 
Michael Schlüter
-Präsident der Rechtsanwaltskammer-
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E n t s c h ä d i g u n g s r e g e l u n g
der Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig

für die Mitglieder des Anwaltsgerichts

erlassen gem. § 195 Abs. 1  i.V.m. § 89 Abs. 2 Nr. 5
BRAO durch Beschluss der Kammerversammlung am
10.04.2013

§ 1 Sitzungsgeld
Für jede Sitzung des Anwaltsgerichts erhält jedes teil-
nehmende Mitglied sowie die/der
Protokollführerin/Protokollführer eine Entschädigung
in Höhe des 1 ½-fachen Satzes des Abwesenheitsgel-
des gem. Nr. 7005 VV RVG.

§ 2 Jährliche Anfwandspauschale
Den Mitgliedern des Anwaltsgerichts wird unabhängig
von der Regelung des § 1 eine jährliche Aufwand-
spauschale gewährt.  Sie beträgt
1. für Berichterstatter und Beisitzer                                                         

€      500,00
2. für den geschäftsführenden Vorsitzenden                                          

€  1.000,00
Sollte es im Laufe eines Kalenderjahres zu einem
Wechsel oder Aufrücken eines Mitglieds des Anwalts-
gerichts kommen, so wird die Aufwandspauschale zei-
tanteilig nach Monaten  ausgezahlt.

§ 3 Reisekosten
Die tatsächlich entstandenen Kosten der Hin- und
Rückfahrt zum und vom Sitzungsort werden den Mit-

gliedern des Anwaltsgerichts und den teilnehmenden
Protokollführern ersetzt. 
Für die Benutzung des Pkw wird für jeden angefange-
nen Kilometer eine Wegstreckenentschädigung in
Höhe des 1 ½-fachen Satzes entsprechend Nr. 7003
VV RVG in der jeweils gültigen Fassung gewährt.

§ 4  Auszahlung der Entschädigung
Die Entschädigung wird von der Rechtsanwaltskam-
mer auf Antrag gewährt und den einzelnen Mitglie-
dern ausgezahlt. Die Zahlung erfolgt jeweils auf ein
im Antrag zu benennendes Konto  des Mitglieds.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Regelung tritt zum 01.05.2013 in Kraft.

Die vorstehende Entschädigungsregelung der Rechts-
anwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk
Braunschweig wird hiermit ausgefertigt und in den
Mitteilungen der Rechtsanwaltskammer für den Ober-
landesgerichtsbezirk Braunschweig bekannt gemacht.

Braunschweig, den 10. April 2013

Schlüter
-Präsident-

G e b ü h r e n s a t z u n g
für die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen

nach § 192 Abs.1 S.1 1 BRAO

beschlossen in der Kammerversammlung am
10.04.2013

§ 1
Die Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesge-
richtsbezirk Braunschweig erhebt für die Bearbeitung
von Anträgen für das Anerkennungsverfahren nach
dem Berufsqualifikationsgesetz (BQFG) gem. § 192
BRAO folgende Gebühr:

Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Be-
rufsqualifikationen
§ 50a BBiG, §§ 8 Abs. 1 Nr. 4, 13 BQFG                                                             

200,00 Euro

Die Amtshandlung kann von der vorherigen Zahlung
der Gebühr abhängig gemacht werden.

§ 2
Die Gebührenschuld entsteht mit dem Eingang des
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Antrags bei der Rechtsanwaltskammer. Gebühren-
schuldner ist der Antragsteller.

§ 3
Bei Rücknahme des Antrags wird nur die Hälfte der
für die  in § 1 bezeichneten Amtshandlung  bestimm-
ten Gebühr erhoben. Überzahlungen werden innerhalb
von 4 Wochen nach Rücknahme erstattet.

Die vorstehende Gebührensatzung der Rechtsanwalts-
kammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Braun-

schweig für die Feststellung der Gleichwertigkeit aus-
ländischer Berufsqualifikationen wird hiermit ausge-
fertigt und tritt mit der Veröffentlichung in der Kam-
mermitteilung in Kraft.

Braunschweig, den 11.04.2013

Schlüter
-Präsident-

Ehrung des Rechtsanwalts Ulrich Mahlmann

Herr Kollege Ulrich Mahlmann , Kanzlei Wolfenbütteler Straße 43, in Braunschweig war im Oktober 2012

50 Jahre

zur Rechtsanwaltschaft zugelassen.  Aus diesem Anlass soll er im Rahmen der Kammerversammlung am
10.April 2013 geehrt werden. 

Aktuelle Information zur Gebührenerhöhung 

Anlage/-n:
1. Protokoll über die 219. Sitzung des Deutschen Bundestages am 31.01.2013 
2. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Kostenhilfe für Drittbetroffene in Verfahren vor dem Europäi-

schen Gerichtshof für Menschenrechte, BT-Drucks. 
17/11211 v.24.10.2012

3. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Kostenrechtsmodernisierung bei Vertretung in Asylverfahren
und Übersetzungsleistungen nachbessern“, BT-Drucks. 
17/12173v. 30.01 .2013

Sehr geehrte Frau Kollegin Paul,
sehr geehrte Herren Kollegen Präsidenten, 
sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kol-
legen, 

am vergangenen Donnerstag, dem 31. Januar 2013, hat
die Erste Lesung der Entwürfe eines Zweiten Gesetzes
zur Modernisierung des Kostenrechts und eines Geset-
zes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Bera-

tungshilferechts im Deutschen Bundestag stattgefun-
den. In die Erste Lesung wurden der Entwurf eines
Gesetzes zur Einführung von Kostenhilfe für Drittbe-
troffene in Verfahren vor dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte, die Entwürfe des Bundesra-
tes für ein Gesetz zur Begrenzung der Aufwendungen
für die Prozesskostenhilfe und für ein Gesetz zur Än-
derung des Beratungshilferechts sowie eines Gesetzes
zur Stärkung des Erfolgsbezugs im Gerichtsvollzie-



Oppermann

Bad-Pavillon Oppermann . Im Gewerbegebiet 6 . 38315 Schladen . Telefon 0 53 35/9 29 50

PROFITIEREN SIE VON 
UNSERER ERFAHRUNG!

Unser Leitbild
• Im Mittelpunkt unseres Denkens und Handelns

steht der Kunde mit seinen Wünschen/Bedürfnis-
sen. Wir wollen ihm den größten Nutzen bieten.

• Der Komplett-Service wird bei uns groß geschrie-
ben. Der Kunde erhält seine Leistungen in bester
Qualität aus einer Hand.

• Wir sind immer auf der Suche nach innovativen
Lösungen.

• Unsere Leistungen enden nicht mit dem Verkauf.
Wir interessieren uns ehrlich für jeden Kunden
und nehmen den After-Sales-Service bis hin zum
Kundendienst hundertprozentig ernst.

• Klarheit, Gradlinigkeit und Ehrlichkeit: Die wich-
tigsten Begriffe, die unsere Arbeitsweise kenn-
zeichnen. 

• Wir verkaufen einzigartige Bäder und Spitzenleis-
tungen. Dabei beweisen wir mit jedem Auftrag,
dass Qualität nicht teuer sein muss.

Unsere Ausstellung bietet innovative
Badlösungen für jeden Geschmack und
für jeden Geldbeutel. 
Erleben Sie die verschiedenen Stilrich-
tungen in einem einzigartigen Am-
biente.
Wir laden Sie herzlich ein. Lassen Sie
sich inspirieren und von uns individuell
und fachmännisch beraten.

Wir erwarten Sie!

5 Schritte, die Ihnen mit Sicherheit
Ihr Traumbad bringen:
1. Ein ausführliches Beratungsgespräch

bei Ihnen zu Hause!
Im ersten Schritt der individuellen Beratung ma-
chen wir uns ein Bild von Ihrem Bad, nehmen die
exakten Maße und technischen Informationen.
Mit Ihnen zusammen ermitteln wir die Bedürfnis-
se und Wünsche aller „Badnutzer“. Was Ihnen Ihr
neues Bad wert ist, das entscheiden Sie bei der
Budgetplanung. Wir machen daraus das Opti-
male! Unsere Badberater entwickeln nun 

gemeinsam Ihre individuelle Lösung.

3. Die perfekte Badpräsentation
verschafft Ihnen Sicherheit!

Ihr neues Bad wird Ihnen mit Grundriss, Per-
spektiven, einer Materialcollage und Festpreis
präsentiert. So erhalten Sie eine genaue Vor-
stellung von Ihrem neuen Bad.

2. Sie kommen zur Produktauswahl
in unsere Ausstellung!

In Ruhe suchen wir zusammen mit Ihnen die richti-
gen Produkte aus. Sie testen, probieren und erleben
Design, Funktionalität und Qualität (Probebaden ist
bei uns möglich). Planen Sie 2-3 Stunden ein –
schließlich soll Ihr neues Bad mindestens 20 Jahren
Ihren Träumen entsprechen.

4. Wir garantieren eine 
professionelle Ausführung!

Perfektes Handwerk und erstklassige Koordinati-
on der Arbeitsabläufe sind Voraussetzung. Die
Ausführung erfolgt mit einigen Fachhandwerkern.
Unsere Spezialisten übernehmen dabei Sanitär-,
Heizungs- und Elektroinstallation, Maurer-, Flie-
sen-, Naturstein- und Malerarbeiten sowie Raum-
gestaltung und Beleuchtung und Endreinigung.
Und natürlich entsorgen wir das gesamte Altma-
terial fachgerecht. 

Sie brauchen sich um nichts zu kümmern!

5. Badübergabe!
Nach einer gründlichen Einweisung und Endkontrolle
übergibt Ihnen Ihr Badberater am vereinbarten 
Termin neben den Pflege- und Garantieunterlagen
Ihr neues Traumbad. Sie können sicher sein: 

Alles wurde exakt nach Ihren Vorstellungen, Wün-
schen und dem festgelegten Budget erledigt.

Entwickeln und realisieren wir 
gemeinsam Ihr neues Badezimmer

Bäder

Heizung

Service

Strom

Ihr Badezimmer komplett aus einer Hand
Ohne viel Schmutz und Lärm und auf höchstem Niveau 

realisieren wir Ihr Wohlfühlbad und Ihr Gäste-WC. 
Bad-Pavillon Oppermann – immer für Sie da!
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herkostenrecht und schließlich ein Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zur Nachbesserung der Kos-
tenrechtsmodernisierung bei Vertretung in Asylverfah-
ren und Übersetzungsleistungen einbezogen.

Das Protokoll über die erste Beratung ist als Anlage
beigefügt. Frau Kollegin von Seltmann war bei der Er-
sten Lesung im Bundestag anwesend und konnte so ei-
nen direkten Eindruck von der Diskussion gewinnen.
Ich selbst konnte die Ministerin noch unmittelbar vor
ihrer Rede bei einer Podiumsdiskussion in Berlin tref-
fen.

Einleitend stellte die Bundesministerin der Justiz die
Gesetzentwürfe vor. Sie ging insbesondere auf die
Forderung der Länder nach einem höheren Kostende-
ckungsgrad in der Justiz ein und wies darauf hin, dass
der Entwurf sowohl die berechtigten Anliegen der
Bürgerinnen und Bürger, dass für sie Justiz bezahlbar
bleibt und sie Zugang zum Recht haben, als auch die
Anliegen der Landesjustizverwaltungen, der Landes-
justizministerinnen und -minister berücksichtigt, die
immer auch die Kosten der Justiz im Blick haben müs-
sen, die zwar natürlich nicht ganz, aber in einem ge-
wissen Umfang durch die Gebühren gedeckt würden.
Für die Länder sprach die Ministerin des Landes Sach-
sen-Anhalt Dr. Angela Kolb. Sie ging in ihrer Rede auf
den Kostendeckungsgrad der Justiz ein. Ein funktio-
nierender Rechtsstaat brauche eine gut ausgestattete
funktionsfähige Justiz, die eine angemessene Perso-
nalausstattung erfordere. Die Länder hätten sich für
eine Gebührenerhöhung bei der Anwaltschaft insbe-
sondere im Hinblick auf die Kostensteigerungen bei
Personal, Energie und Mieten ausgesprochen. Anwäl-
te seien ein essenzieller Bestandteil des Rechtstaates.
Sie gewährleisteten den Zugang des Bürgers zum
Recht. Der Entwurf bleibe aber hinter den Erwartun-
gen der Länder zurück. Diese hätten ernsthaft Sorge,
ob ihnen auch zukünftig die notwendigen Ressourcen
zur Verfügung stünden, um auch dann den Justizge-
währleistungsanspruch in hoher Qualität erfüllen zu
können. Sie befürchteten, dass der Kostendeckungs-
grad der Justiz sich weiter verschlechtern werde. Des-
halb forderten die Länder eine Steigerung der Ge-
richtsgebühren im GKG und im FamGKG um 20 %.
Das entspreche gerade einmal einem angemessenen
Inflationsausgleich.

Für die CDU/SCU-Bundestagsfraktion sprach der Ab-
geordnete Detlef Seif. Er wies darauf hin, dass die vor-
gesehenen Änderungen im Rechtsanwaltsvergütungs-

gesetz von der Anwaltschaft, insbesondere von der
Bundesrechtsanwaltskammer und dem Deutschen An-
walt Verein, die ihre Kritikpunkte in einer gemeinsa-
men Stellungnahme sehr ausführlich dargelegt hätten,
kritisch begleitet würden. Beispielsweise führte er die
Einführung weiterer Streitwertstufen auf, die zu nie-
drigeren Gebühren in einigen Gegenstandswertberei-
chen führten, auch wenn eigentlich eine Erhöhung an-
gestrebt sei. Darüber hinaus wies er darauf hin, dass
die zusätzliche Gebühr für umfangreiche Beweisauf-
nahmen in der Praxis kaum eine Rolle spiele, weil sie
erst ab dem dritten Termin gegeben werden solle, Pro-
zesse normalerweise allerdings kaum mehr als zwei
Termine hätten. Auf die Forderung der Länder einge-
hend entgegnete er, dass neue Berechnungen auf der
Grundlage von Datenmaterial, das die Länder zur Ver-
fügung gestellt hätten, zu einem Deckungsgrad von
über 51 % führten. Er könne deshalb die Argumenta-
tion in der Rede der Ministerin Dr. Kolb nicht nach-
vollziehen. Höhere Gerichtskosten erschwerten nicht
nur den Zugang zur Justiz und zum Recht. Sie würden
auch die Belastung von Bürger und Wirtschaft gegen-
über dem, was der Regierungsentwurf vorsehe, fast
verdoppeln. Es gebe Finanzierungsausgaben und
Querfinanzierung. Es sei selbstverständlich, dass die
Länder, die für die Justiz zuständig seien, auch für Dif-
ferenzierung aufzukommen hätten.

Der Abgeordnete Jens Petermann für die Fraktion Die
Linke konzentrierte sich auf den Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Bera-
tungshilferechts. Er bezeichnete diesen Entwurf als
unsozial und handwerklich mangelhaft. Es fehle bei-
spielsweise bei der Definition der Mutwilligkeit an
klaren Kriterien, wann die Inanspruchnahme als mut-
willig anzusehen sei. Prozesskostenhilfe und Bera-
tungshilfe müssten ausgebaut und dürften nicht weiter
eingeschränkt werden. Zum Kostenrechtsmodernisie-
rungsgesetz wies er darauf hin, dass selbst die Anwalt-
schaft trotz finanzieller Verbesserungen noch Ände-
rungsbedarf sehe. Auch er erwähnte die Veränderung
der Struktur der Gebührentabelle, die in Einzelfällen
zu geringeren Gebühren führe. Außerdem vermögen
die neuen Regelungen es nicht, in den Bereichen Sozi-
alrecht und Strafrecht eine ausreichende Kostendecke-
lung zu erzielen.

Die Abgeordnete Ingrid Hönlinger für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen wies darauf hin, dass es eine
funktionsfähige Justiz geben müsse, um den Zugang
zum Recht zu gewährleisten. Diese bereitzustellen, sei
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Aufgabe des Staates. Sie konzentrierte sich auf die
Entwürfe, die die Änderungen im Prozesskostenhilfe-
und Beratungshilferecht betreffen und stellte fest, dass
durch diese Vorschläge der Zugang zum Recht erheb-
lich erschwert werde. Rechtsuchende würden davon
abgeschreckt, ihr Recht in Anspruch zu nehmen. Nach
Überzeugung der Grünen müsse der Zugang zum
Recht allen Menschen offen stehen, unabhängig von
ihrem Einkommen.

Die Berichterstatterin der CDU/CSU-Fraktion zum
Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Be-
ratungshilferechts, die Abgeordnete Ute Granold, wies
darauf hin, dass es Aufgabe des Gesetzgebers sei, ei-
nen Mittelweg zwischen einem Missbrauch der Pro-
zesskosten-, Beratungs- und Verfahrenskostenhilfe zu
finden und auf der anderen Seite dafür Sorge zu tra-
gen, dass jeder, der sein Recht vor Gericht erstreiten
möchte, auch die Möglichkeit dazu erhält. In diesem
Zusammenhang kritisierte sie die vorgeschlagene
Neuregelung zur Gewährung von Verfahrenskosten-
hilfe in sog. einvernehmlichen Scheidungsverfahren.
Aus ihrer dreißigjährigen Erfahrung wies sie darauf
hin, dass es nach ihrem Dafürhalten kein einfaches
Scheidungsverfahren gebe. Aus Gründen der Waffen-
gleichheit solle dem Antragsgegner ebenfalls immer
ein Anwalt beigeordnet werden können.

Für die SPD-Bundestagsfraktion sprach die Abgeord-
nete Sonja Steffen. Auch sie kritisierte die beabsich-
tigte Neuregelung in sog. einvernehmlichen Eheschei-
dungsangelegenheiten. Sie brachte ihre Hoffnung zum
Ausdruck, dass hier eine bessere Regelung als die vor-
geschlagene gefunden werde. Ferner kritisierte sie die
neu einzuführende Pflicht zur Vorabantragstellung in
der Beratungshilfe als praxisfern sowie den vorgese-
henen Vorrang der Selbstvertretung in Beratungshilfe-
angelegenheiten. Beim Kostenrechtsmodernisierungs-
gesetz wies sie darauf hin, dass die Neuregelung der
Terminsgebühr im Sozialrecht zu einer deutlichen Ver-
schlechterung des Gebührenaufkommens führen wird
und deshalb zu befürchten sei, dass dadurch die Zahl
der Anwälte, die sozialrechtliche Verfahren verträten,
künftig noch weiter zurückgehen werde, weil es ein-
fach nicht lukrativ sei. Damit sei wiederum eine Be-
völkerungsschicht betroffen, der der besondere Schutz
gelte, nämlich mehrheitlich die Empfänger von Leis-
tungen nach SGB II und SGB VII und die Erwerbsun-
fähigen.

Abschließend sprach der Abgeordneten Thomas Sil-
berhorn für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Er
mahnte, dass sich der Bundestag ausreichend Zeit für
die Beratung und ggf. Änderungen nehmen sollte.
Außerdem äußerte er, dass er die Forderung der Län-
der durchaus nachvollziehen könne, die Gebühren zu-
sätzlich zu erhöhen. Denn so, wie es bisher vorgesehen
sei, würde sich der Kostendeckungsgrad wohl nur mi-
nimal verbessern. Der Anspruch an eine funktionsfähi-
ge Justiz setze voraus, dass auch die nötigen Mittel be-
reitgestellt würden. Das sei allerdings nicht allein eine
Sache von Gebührentatbeständen, und die Mittel
könnten auch nicht allein aus dem allgemeinen Steu-
eraufkommen bereitgestellt werden. Auch in Zukunft
müssten die Verursacher der Kosten in zumutbarem
Umfang herangezogen werden, die Kosten zu tragen.
Abschließend wies er zum Kostenrechtsmodernisie-
rungsgesetz darauf hin, dass geprüft werde, ob auf-
grund eines spezifischen Mehraufwands in einzelnen
Rechtsgebieten gerechtfertigt sei, eine zusätzliche Ter-
minsgebühr für Beweisaufnahmetermine einzuführen. 
Im Ergebnis war die Debatte auf die Gesetzentwürfe
Kostenrechtsmodernisierungsgesetz und Änderung
der Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfe fokussiert.
Positiv ist zu erwähnen, dass die gemeinsame Stel-
lungnahme von BRAK und DAV von den Abgeordne-
ten sehr wohl gelesen und auch häufig aus ihr zitiert
wurde. Vorsichtig optimistisch kann davon ausgegan-
gen werden, dass es in den Bereichen Gebührenver-
schlechterungen durch die strukturelle Veränderung
der Gebührentabelle, Zusatzgebühr für Beweisaufnah-
metermine und Terminsgebühr im Sozialrecht Ver-
handlungsbereitschaft seitens der Abgeordneten gibt.
Wir werden in den nächsten Wochen Gespräche mit
den rechtspolitischen Sprechern und Berichterstattern
der Bundestagsfraktionen führen und die in der ge-
meinsamen Stellungnahme angesprochenen Nachbes-
serungsvorschläge verhandeln.

Der Rechtsausschuss beschloss, am 13.3.2013 eine öf-
fentliche Anhörung zu dem Gesetzgebungsverfahren
durchzuführen. Bis dahin werden wir die Gespräche
mit den Berichterstattern geführt haben. Über den wei-
teren Verlauf werden wir Sie unterrichtet halten.

Mit kollegialen Grüßen 
Axel C. Filges 
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Berufung von anwaltlichen Beisitzern für den Senat
für Anwaltssachen beim Bundesgerichtshof (BGH)
Wegen  Ablaufs der 5-jährigen Amtszeit von 4  ehren-
amtlichen Richtern aus den Reihen der Rechtsanwalt-
schaft zum 31.10.2013 sind 2 Beisitzerinnen oder Bei-
sitzer neu zu berufen. Gem. § 107 Abs. 2 Satz 1 BRAO
werden die anwaltlichen Beisitzerinnen und Beisitzer
der Vorschlagsliste entnommen, die das Präsidium der
Bundesrechtsanwaltskammer aufgrund von Vorschlä-
gen der Rechtsanwaltskammern und der Bundesminis-
terin der Justiz einreicht. 
Die Rechtsanwaltskammern sind deshalb aufgefordert
worden bis zum 12.04.2013 Vorschläge zu unterbrei-
ten. Die Vorgeschlagenen sollten im Falle ihrer ersten
Bestellung als Beisitzerin oder Beisitzer während der

Amtszeit das 65. Lebensjahr nicht vollenden. 
Ich darf insoweit darum bitten, der Rechtsanwalts-
kammer geeignete  Kolleginnen und Kollegen mitzu-
teilen, die dann ggf. der Bundesrechtsanwaltskammer
als Kandidaten vorgeschlagen werden können. 
Da wir die Vorschläge spätestens bis zum 12.04.2013
zu unterbreiten haben, melden Sie sich bitte spätestens
bis  zum 31.03.2013 in der Geschäftsstelle der Rechts-
anwaltkammer, entweder telefonisch  oder per Mail
unter der Adresse: pboeke@rak-braunschweig.de.

Rechtsanwältin Petra Boeke 
Geschäftsführerin
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Ausbildungsmesse im Mai 2013 in Braunschweig

Die RAK Braunschweig möchte Sie auf folgende Aus-
bildungsmesse für den Ausbildungsberuf der RA /
RENO-Fachangestellten im Mai 2013 hinweisen:

Ausbildungsmesse vocatium am Dienstag, den
07.05.2013 und am Mittwoch, den 08.05.2013 jeweils
von 8:30 Uhr bis 14.45 Uhr in der Stadthalle Braun-
schweig.

Die RAK Braunschweig wird vor Ort mit ihrem Mes-
sestand vertreten sein und für den Ausbildungsberuf
der RA/RENO-Fachangestellten werben.

Falls Ihre Kanzlei noch eine/n Auszubildende/n sucht,
können Sie uns ein Stellenangebot für einen Ausbil-
dungsplatz zuleiten. Die Stellenangebote werden auf
Wunsch auf unserem Messestand ausgelegt. Ebenso
werden wir eine Liste auslegen, die Angebote für
Praktikumsplätze enthält.

Falls Sie Interesse haben, eine Ausbildungsstelle bzw.
einen Praktikumsplatz für Schüler/innen in Ihrer
Kanzlei anzubieten, können Sie uns gerne eine E-Mail
mit Ihrem Angebot an abaese@rak-braunschweig.de
senden.

Mitteilungen
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Durchschnittsvergütung 2012 (Ausbildungsvergütung)

1. Lehrjahr      320,95 EUR
(min. 255,64 EUR / max. 700,00 EUR)

2. Lehrjahr       361,97 EUR
(min. 285,00 EUR / max. 725,00 EUR)

3. Lehrjahr      375,84 EUR
(min. 310,00 EUR / max. 750,00 EUR)

(Stand 20.08.2012)

Empfehlung der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
für die Ausbildungsvergütung für 2013 gemäß 
Beschluss des Vorstandes vom 20.02.2013

Die Rechtsanwaltskammer empfiehlt für die im Jahr
2013 abzuschließenden Ausbildungsverträge folgende
Ausbildungsvergütung:

1. Ausbildungsjahr         400,00 EUR

2. Ausbildungsjahr         450,00 EUR

3. Ausbildungsjahr         520,00 EUR

Eine Eintragung der Berufsausbildungsverträge in des
Verzeichnis erfolgt nur, wenn die empfohlene Vergü-
tung nicht um mehr als 20% unterschritten wird.
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Empfehlungen der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
zum Ausbildungsvertrag für Rechtsanwaltsfachangestellte
und Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte

1. Ausbildungszeit
Die Ausbildungszeit ist nach Maßgabe der Ausbildungsverordnung zu bemessen. Eine Abkürzung oder Verlän-
gerung ist nach § 8 Berufsbildungsgesetz (BBiG) möglich und kann durch schriftlichen Antrag nach Beginn der
Ausbildung von der Kammer genehmigt werden.

2. Einstellungstermin
Der Landesausschuss für Berufsbildung empfiehlt als Einstellungstermin für Auszubildende grundsätzlich den
1. August eines jeden Jahres. Die Abschlussprüfung kann dadurch einheitlich durchgeführt werden.

3. Urlaub
Der Urlaub ist in drei Altersgruppen aufgeteilt, nämlich
unter 16 Jahre 30 Werktage
unter 17 Jahre 27 Werktage
unter 18 Jahre 25 Werktage

4. Empfohlene Ausbildungsvergütung der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
1. Ausbildungsjahr 400,00 EUR
2. Ausbildungsjahr 450,00 EUR
3. Ausbildungsjahr 520,00 EUR

Eine Eintragung der Berufsausbildungsverträge in das Verzeichnis erfolgt nur, wenn die empfohlene Vergütung
um nicht mehr als 20 % unterschritten wird.

5. Dreifache Ausfertigung des Berufsausbildungsvertrages
3 Exemplare des Berufsbildungsvertrages sind bei der Rechtsanwaltskammer einzureichen. Nach Eintragung in
das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse werden je ein Exemplar für den Ausbilder und für den Aus-
zubildenden zurückgesandt. Die Vertragsformulare sind kostenlos bei der Rechtsanwaltskammer und auch auf
der Homepage der Rechtsanwaltskammer erhältlich.

6. Beizufügende Unterlagen
Dem Vertrag ist unbedingt die ärztliche Bescheinigung über die Erstuntersuchung (für Jugendliche) beizufügen.

7. Ausbildungsberater
Gemäß § 76 BBiG hat der Vorstand Herrn Rechtsanwalt Conrady, Braunschweig, Tel. 0531/28200, zum Aus-
bildungsberater bestellt. Er steht den Ausbildern und den Auszubildenden jederzeit für Fragen der Ausbildung
zur Verfügung.
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BFB-Konjunkturumfrage: Machen auch Sie mit!

Konjunkturumfragen sind viel beachtete Indikatoren
für die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland.
Allerdings werden Angehörige Freier Berufe hier nur
wenig bis gar nicht einbezogen.

Der Bundesverband der Freien Berufe (BFB) benötigt
jedoch aussagekräftiges Zahlenmaterial über die kon-
junkturelle Entwicklung in den Freien Berufen benö-
tigt wird, mit dem gegenüber Politik, Verwaltung und
Öffentlichkeit argumentiert und die Belange der
Freien Berufe noch besser vertreten werden können.

Aus diesem Grund startet der BFB gemeinsam mit
dem Institut für Freie Berufe an der Friedrich-Alexan-
der-Universität Erlangen-Nürnberg (IFB) eine bisher
nicht dagewesene repräsentative Umfrage zum aktuel-
len Geschäftsklima in den Freien Berufen. 

Rund 8.000 Berufsträger erhalten deutschlandweit im
Februar und März dieses Jahres einen Anruf des IFB
mit der Bitte, an einer rund 5-minütigen repräsentati-
ven telefonischen Befragung teilzunehmen. Alternativ
dazu besteht auch die Möglichkeit, online an der Um-
frage teilzunehmen. Machen auch Sie mit! 

Die Online-Version der Befragung steht seit dem 8.
Februar rund sechs Wochen auf der Webseite des
Bundesverbands der Freien Berufe www.freie-beru-
fe.de zur Teilnahme bereit. Der BFB freut sich, wenn

Sie die Fragen unter dem Link „BFB-Konjunkturum-
frage 2013“ beantworten!

Mit dem kurzen Fragebogen bittet der BFB um eine
Einschätzung Ihrer Geschäftslage und Ihre Erwartun-
gen bezüglich der Beschäftigungssituation. Die Um-
frage soll vorerst einmal jährlich stattfinden und je-
weils eine Sonderfrage zu einem aktuellen politischen
Thema enthalten. Die Sonderfrage der Auftaktumfrage
befasst sich mit dem Thema Finanzierung.

Alle Angaben werden selbstverständlich vertraulich
und anonym behandelt, die Ergebnisse werden nur ag-
gregiert veröffentlicht, sodass keinesfalls Rückschlüs-
se auf einzelne Antworten möglich sind.

Der BFB bittet alle Teilnehmer der Befragung schon
jetzt herzlich, auch an künftigen BFB-Konjunkturum-
fragen teilzunehmen. 

Für Ihre Teilnahme – sei es im Rahmen der telefoni-
schen Repräsentativbefragung oder im Rahmen der
Onlinebefragung – bedankt sich der BFB recht herz-
lich.

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Marcus Kuhlmann,
Bundesverband der Freien Berufe, Tel. 030/284 444-
32, marcus.kuhlmann@freie-berufe.de, jederzeit ger-
ne zur Verfügung.
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 10.11.2012 bis 22.02.2013

Name, Vorname Amtsgericht 
Kreikebohm, Wibke  Braunschweig
Maier, Sarah Viktoria Luise Braunschweig
Rodeck, Matthias Braunschweig 
Schmidt, Melina   Braunschweig 
Isemer, Caj Iver  Denkte-Neindorf
Arnecke, Gesche Anna Goslar
Ryschka, Matthias Wolfenbüttel
Arand, Angela Yvonne Göttingen
Hoffmann, Heike Göttingen
Kalmbach, Carl  Göttingen 
König, Denis Göttingen
König, Stanley Göttingen
Marschall, Jakob  Göttingen 
Siedentop, Ellen Northeim
Walther, André   Remlingen

Anderweitige Zulassungen
vom 10.11.2012 bis 22.02.2013

Name, Vorname Amtsgericht 
Adamczyk, Gregor  Braunschweig 
Sass, Tima  Braunschweig
Baumann, Dirk Göttingen
Fiedler, Ruth   Göttingen 
Voigt, Gunnar Goslar
Holst, Alexandra  Wolfsburg
Mühlhaus, Christian Wolfsburg

Löschungen
Vom 10.11.2012 bis 22.02.2013

Name, Vorname Amtsgericht 
Ebeling, Björn  Braunschweig
Müller, Henning Braunschweig
Müller, Reinhard  Braunschweig
Rohkohl, Franziska  Braunschweig
Thoben, Petra  Braunschweig
Von der Heyde, Hans-Ulrich Braunschweig
Gäbel, Wilhelm  Goslar
Klimek de Mariano, Danuta  Goslar
Look, Lutz  Königslutter
Banerjee, Dipali Karina  Wolfsburg
Keller, Rebecca  Wolfsburg
Langerbein, Bernhard  Göttingen
Malecki-Menge, Anke  Göttingen
Sauder, Manfred  Göttingen
Wedelich, Pamela  Göttingen
Wiemer, Michael Göttingen
Biskup, Christiane Hardegsen

Neue Fachanwaltszulassungen
Arbeitsrecht:
Herr Rechtsanwalt Christian Hausherr aus Braunschweig mit

Urkunde vom 20.12.2012

Bank- und Kapitalrecht:
Herr Rechtsanwalt Dr. Jörg Rösing aus Rosdorf mit Urkunde

vom 23.01.2013

Bau- und Architektenrecht:
Herr Rechtsanwalt Daniel Krause aus Braunschweig mit Urkun-

de vom 13.12.2012

Steuerrecht:
Herr Rechtsanwalt Burkhard Wagener aus Bovenden mit Ur-

kunde vom 07.02.2013

Strafrecht:
Herr Rechtsanwalt Michael Franziskowski aus Braunschweig

mit Urkunde vom 20.12.2012

      

Immobi l ienberatung i s t  Kümmern!

Wer bei Rechtsfragen
auf Sicherheit wert legt,
geht zum Fachanwalt -
wer eine Immobilie
verkaufen will,
geht zum PROFI-Makler!

Proficon GmbH · Ritterbrunnen 6 · 38100 Braunschweig

☎ (0531) 239 2820 · www.proficon-immobilien.de
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Verstorbene Rechtsanwälte

Wir gedenken unseres Kollegen, Herrn
Rechtsanwalt und Notar Peter Piontek aus Bad
Harzburg, geboren am 17.09.1952 und gestor-
ben am 24.01.2013. Er war seit dem
09.08.1983 zur Anwaltschaft zugelassen.

Rechtsanwälte/innen:

30 Jahre
Folgende Kollegen sind seit 30 Jahren zur Anwaltschaft zugelas-
sen:

Herr Rechtsanwalt und Notar Martin Prölß aus Wolfsburg ist seit
November 1982 zugelassen
Herr Rechtsanwalt und Notar Bernhard Nolte aus Duderstadt ist seit
September 1982 zugelassen
Frau Rechtsanwältin Marita Niemeyer aus Göttingen ist seit De-
zember 1982 zugelassen

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit
zurück blicken können.

Mitarbeiter/innen:

10 Jahre
Frau Susanne Steinmetzer ist seit 10 Jahren im Büro Appelhagen
Partnerschaft in Braunschweig als Rechtsanwaltsfachangestellte tä-
tig. Die Kanzlei dankt ihr für die bisherig geleistete Arbeit, Treue
und Loyalität und freut sich auf eine weitere gute und erfolgreiche
Zusammenarbeit.

25 Jahre
Frau Barbara Bailey ist seit 25 Jahren im Büro Appelhagen Part-
nerschaft in Braunschweig als Sachbearbeiterin in vielen Bereichen
tätig. Sie ist bei Kollegen und Mitarbeiterin aufgrund ihres beruf-
lichen Engagements und ihrer zuvorkommenden Art sehr geschätzt.
Die Kanzlei dankt ihr  herzlich für die bisherig geleistete Arbeit und
freut sich auf weitere gemeinsame und erfolgreiche Jahre.
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Veranstaltungen

Centrum für Europarecht
Crashkurse "Europarecht"

2013 bietet das CEP Crashkurse zum Europarecht an, die sich in der Vergangenheit vielfach bewährt haben. Folgender
Termin steht bisher fest: 

• 07. Und 08. März 2012, Universität Passau. 

Der Crashkurs Euroaprecht richtet sich jeweils an Juristen aller Berufsfelder, die in ihrer täglichen Praxis mit der stetig wach-
senden Bedeutung des Europarechts konfrontiert werden. Der Crashkurs ist thematisch in vier Blöcke aufgeteilt. In den Se-
minarblöcken 1-3 werden die Grundlagen des Europarechts vermittelt. Im Rahmen des Seminarblocks 4 erhalten die Teil-
nehmer die Möglichkeit, einen für sie besonders relevanten Bereich zu vertiefen. Zur Wahl stehen die Grundfreiheiten, das
Europäische Beihilfenrecht sowie das Europäische Vergaberecht. Dieser Block kann als Add-On separat gebucht werden.
Referieren werden Prof. Dr. Michael Schweitzer (CEP), Prof. Dr. Martin Selmayr (Europäische Kommission, Brüssel), Rechts-
anwalt Prof. Dr. Hans-Georg Kamann (WilmerHale LLP, Frankfurt a.M.) Dr. Yves Bock (Siemens AG), ORRin Sabine Ahlers
(Fachhochschule für Verwaltung + Rechtspflege, Hof) und RA Florian Vogel (Ausbildungsleiter für Rechtsreferendare an der
Regierung von Niederbayern.

Ausführlichere Informationen sowie ein schriftliches Anmeldeformular finden Sie unter:

www.cep-passau.eu

Centrum für Europarecht an der Universität Passau e.V. (CEP)
Annika Jacobs
Innstraße 40, 94032 Passau
Tel.: 0851/509-2395
Fax: 0851/509-2396
E-Mail:  
Internet: www.cep-passau.eu

Deutscher Mediationstag in Jena

Die Friedrich-Schiller-Universität Jena lädt zum 

Mediationstag 2012/2013 

am 22. Und 23. März 2013 in Jena.

Einzelheit en dazu finden Sie im Internet unter der Adresse 
„ www.rewi.uni.jena.de/mediationstagung.html „.

Für die Tagung wird eine Teilnahmegebühr in Höhe von 60,00 EUR erhoben.
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Goslarer Fortbildungstage
Seminare für Anwälte in chronologischer Reihenfolge:
Samstag, 09.03.2013

10-Stunden- Komplettseminar im Familienrecht

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebe-
scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten: VRiOLG Celle Dieter Büte und Dr.

Wolfram Viefhues,    

Aufsicht führender Richter am AG

Oberhausen

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 08.30-20.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 290,00 € zzgl. 19% Mwst.

Themenübersicht:

Dr. Viefhues referiert vormittags zum Thema „ Aktuelles

Unterhaltsrecht mit neuester BGH Rechtsprechung

und verfahrensrechtliche Aspekte“ 

Herr Büte referiert nachmittags zum Thema „Das Kind im

Familienrecht“

Ziel des Seminars ist es, systematisch die wichtigsten Pra-
xisfragen in Bezug auf Kinder, sei es zum Unterhalt, zum
Betreuungsunterhalt, im Rahmen von Wohnungszuweisun-
gen, im Zuge einer Teilungsversteigerung, zum Sorge- und
Umgangsrecht, anhand der aktuellen Rechtsprechung zu
erörtern.

Samstag, 20.04.2013

10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-
scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten: Richter am Bundesarbeitsgericht

Wilhelm Mestwerdt

VorsRiLAG Niedersachsen Günther

Kreß

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 08.30 bis 20.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 290,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestandsschutz

im Arbeitsverhältnis

Neue Entwicklungen in der Rechtsprechung des BAG,

LAG sowie des EUGH

Das Seminar vermittelt ein umfassendes update der ober-
gerichtlichen Rechtsprechung in den praxisrelevanten Fra-
gen des Bestandsschutzes und des Vertragsrechts im Ar-
beitsverhältnis. Ziel des Seminars ist es, den Teilnehmern
in kompakter Form den aktuellen Stand der Rechtspre-
chung in den genannten Kernbereichen des Individualar-
beitsrechts zu vermitteln. Besprochen werden aktuelle Ent-
scheidungen zu Kündigung, Befristung, Teilzeit sowie den
damit in Zusammenhang stehenden Fragen von Annahme-
verzug, Weiterbeschäftigung und Wiedereinstellung. Wei-
tere Themen sind die Inhaltskontrolle von Versetzungsklau-
seln sowie die Flexibilisierung von Entgeltbedingungen
(Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalte). 
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Samstag, 27.04.2013

Das neue Kostenrecht für Notare – Einführung in das

GNotKG

Referent: Notariatsoberrat i.N. Werner Tiedtke,

Leiter der Prüfungs- und Ausbil-

dungsabteilung der Notarkasse Mün-

chen

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 09.00 bis 17.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 180,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Die Veranstaltung richtet sich sowohl an Notare/Notarinnen
als auch an ihre Mitarbeiter/innen. Es wird ein umfassender
Einblick in die Kostennovelle gegeben und die wesent-
lichen Änderungen vorgestellt. Ein umfangreiches Skript
(350-400 Seiten) wird jedem Teilnehmer zur Verfügung ge-
stellt. 

Samstag, 08.06.2013

Schnittstellen zwischen Erbrecht und lebzeitigen

Rechtsgeschäften

Fachanwälte für Erbrecht erhalten eine Teilnahmebeschei-
nigung im Sinne von § 15 FAO über 6 Zeitstunden.

Referent: Notar Prof. Dr. jur. Maximilian Zim-

mer, Wernigerode    

Honorarprofessor an der Hochschu-

le Harz und Dozent für Erbrecht 

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 09.30 bis 17.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 210,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Die Veranstaltung wird neben aktuellen Fragen, Probleme
der Konkurrenz von lebzeitigen Rechtsgeschäften und Er-
brecht zum Gegenstand haben. Dabei geht es um Verträge
der sog. Vorweggenommenen Erbfolge, die der Gesetzge-
ber durch die Erbrechtsreform gestärkt hat. Probleme er-
geben sich dabei nicht nur im Pflichtteilsrecht, sondern
auch im Hinblick auf sozialrechtliche Folgen, etwa bei der
Überleitung von Ansprüchen auf den Sozialhilfeträger oder
Fragen bei den Auswirkungen von Pflegevereinbarungen.
Auch Testamente von Heimbewohnern sollen angespro-
chen werden. Dabei werfen auch Vorsorgevollmachten zu-
nehmend Fragen in erbrechtlichen Zusammenhängen auf
und treten damit mitunter in Konkurrenz zu letztwilligen Ver-
fügungen. Die Veranstaltung will hier Möglichkeiten und
Grenzen der Verwendung von Vorsorgevollmachten aufzei-
gen.

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet jeweils ein umfangreiches Seminarskript, Pausenverpflegung sowie bei ganztä-

gigen Veranstaltungen ein Mittagessen.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar
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Seminare/Fortbildungen

Auch im Jahr 2013 bietet die Rechtsanwaltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachanwaltsseminare an. Die
aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie als Einleger in der Kammermitteilung oder auf un-
serer Internetseite www.rak-braunschweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und Termine“.

Bitte merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

13.03.2013 Seminar Basiswissen für Azubis
09:00 – 17:00 Uhr Referent: Ulrike Seeler

22.03.2013 Praktikerseminar Sachaufklärung
13:30 – 18:00 Uhr Zwangsvollstreckung

Referent: Johannes Kreuzkam

17.04.2013 Praktikerseminar Straftaten am Arbeitsplatz
13:30 – 19:00 Uhr Referenten: Rechtsanwältin Sabine Kleinke

Rechtsanwalt Siegfried Hahn

15.05.2013 Praktikerseminar Sozialrecht
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Rechtsanwalt Arne Böthling

22.05.2013 Praktikerseminar Zwangsvollstreckung 
13:30 – 18:00 Uhr im Grundbuch

Referent: Johannes Kreuzkam

05.06.2013 Praktikerseminar Bankrecht
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Rechtsanwältin Sabine Kleinke

18.09.2013 Seminar Einführung in die Zwangsversteigerung
09:00 – 16:00 Uhr Referent: Johannes Kreuzkam,

Dipl. Rechtspfleger Stefan Geiselmann

25.09.2013 Praktikerseminar Sozialrecht
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Rechtsanwalt Arne Böthling

16.10.2013 Praktikerseminar Bauträgerrecht
13:30 – 19:00 Uhr Referent: Rechtsanwalt und Notar Dr. Dirk Winkler



Informationen und Probefahrten:

Autohaus Wolfenbüttel GmbH
Frankfurter Str. 37  38304 Wolfenbüttel
Telefon 05331 / 4009 - 36   www.ahwf.de

z. B. Caddy life, Caddy Maxi life, 
Multivan Team, Multivan Highline, 
Multivan Comfortline oder Multivan Match.



Maul-Druck GmbH & Co. KG

Senefelderstraße 20
38124 Braunschweig

Telefon 0531-261280
www.mauldruck.de

AUSDRUCK?
»Unsere Möglichkeiten 
gehen über Standard 
weit hinaus.«

Das macht uns gut 
und ein Quäntchen besser.


